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Sehr geehrter Herr Präsident!  

Ich beantworte die an mich gerichtete schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 2001/J des 

Abgeordneten Mag. Loacker, Kolleginnen und Kollegen, wie folgt: 

Vorbemerkung: 

Die Auswertung für die Arbeitslosenversicherungsleistungen Arbeitslosengeld und 

Notstandshilfe berücksichtigen auch den Fortbezug dieser Leistungen im Falle von 

Schulungen des Arbeitsmarktservice sowie das sogenannte Stiftungs-Arbeitslosengeld. 

Für die Gliederung der Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld und Notstandshilfe 

nach der Bezugsdauer blieben bei der Auswertung der Daten Unterbrechungen im 

Leistungsbezug bis zu 62 Tagen, z.B. aufgrund kurzfristiger Erwerbstätigkeit, 

Auslandsaufenthalt oder Krankheit, unberücksichtigt. Darüber hinausgehende 

Unterbrechungen wurden für die vorliegende Fragestellung nicht als Teil derselben 

Arbeitslosigkeitsepisode gewertet. Die Außerachtlassung kurzzeitiger Unterbrechungen 

bedingt allerdings, dass bei den Bezieherinnen und Beziehern von Notstandshilfe die 

durchschnittliche Dauer des Bezuges immer inklusive des unmittelbar davorliegenden 

Arbeitslosengeldbezuges ausgewertet werden musste, da die reine Bezugsdauer der 

Notstandshilfe bei dieser Betrachtungsweise aus datentechnischen Gründen nicht korrekt 

feststellbar ist. 
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Da derzeit zu den Leistungsbezieherinnen und -beziehern der Arbeitslosenversicherung im 

AMS Data Warehouse generell nur die finalen Daten bis inklusive dem Monatsende Stichtag 

Juli 2018 vorliegen, können die Fragen auch lediglich anhand der Ergebnisse zu den 

Bezieherinnen und Beziehern 2018 für den Zeitraum Jänner bis Juli 2018 beantwortet 

werden. 

Für die Leistung „Kinderbetreuungsgeld“ (Fragen 2d und 3d) hat das BMASGK keine 

Zuständigkeit; die Zuständigkeit liegt bei der Bundesministerin für Frauen, Familien und 

Jugend. 

Frage 1: 

Die vorläufigen Zahlen des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger 

zu den geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen (für die Monate Jänner bis September 

2018 und getrennt nach Geschlecht) sind der nachstehenden Tabelle zu entnehmen. 

Endgültige Zahlen liegen dem Hauptverband erst Mitte 2019 vor, sodass zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt nicht festgestellt werden kann, ob die Geringfügigkeitsgrenze überschritten wird. 
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Frage 2: 

Die Leistungsbezieher von Arbeitslosengeld (2a ALG –Gesamt), Notstandshilfe (2b NH –

Gesamt) und Weiterbildungsgeld (2e) für alle zum Auswertungszeitpunkt verfügbaren 

Monate 2018 (Jänner bis Juli), nach Geschlecht und Unterscheidung, ob der 

Leistungsbezieher / die Leistungsbezieherin parallel zum Leistungsbezug einer geringfügigen 

unselbständigen Beschäftigung nachgeht: 

 

Die nachstehende Tabelle zeigt die Anzahl der Personen mit Bezug einer Alterspension und 

geringfügiger Beschäftigung jeweils zum Stichtag (2c). Hinsichtlich endgültiger Feststellung 

der Geringfügigkeit wird auf die Ausführungen in Frage 1 verwiesen. 

Personen mit Bezug einer Alterspension und geringfügiger Beschäftigung am Stichtag 

(Stichtag: letzter Tag des Monats): 
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Frage 3: 

Die durchschnittliche Höhe der Bemessungsgrundlage für das Arbeitslosengeld/für die 

Notstandshilfe der Leistungsbezieherinnen und -bezieher in den Monaten Jänner bis Juli 

2018, nach ALG – Gesamt (2a), NH – Gesamt (2b) und Weiterbildungsgeld (2e) gliedert sich 

wie folgt. Die Aufteilung erfolgt nach Geschlecht sowie ob parallel zum Leistungsbezug eine 

unselbständige geringfügige Erwerbstätigkeit vorliegt. 
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Die nachstehende Tabelle zeigt die durchschnittliche Höhe der Alterspension (2c). 

Hinsichtlich endgültiger Feststellung der Geringfügigkeit wird auf die Ausführungen in Frage 

1 verwiesen.  

 

 

 

 

 

 

 

Frage 4: 

Arbeitslosengeld (2a ALG – Gesamt), Notstandshilfe (2b NH – Gesamt) und 

Weiterbildungsgeld (2e) Leistungsbezieher im Jahresdurchschnitt (2018: der Durchschnitt 

des bisherigen Jahres) nach Geschlecht und der Unterscheidung, ob die Leistungsbezieherin / 

der Leistungsbezieher parallel zum Leistungsbezug unselbständig geringfügig erwerbstätig 

war. 
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Hinsichtlich der Alterspension ist eine Beantwortung in der zur Verfügung stehenden Zeit 

leider nicht möglich. 

Fragen 5 und 6: 

Eine Beantwortung dieser Fragen ist in der zur Verfügung stehenden Zeit leider nicht 

möglich. Der Begriff „selbstständig geringfügige Beschäftigung“ ist darüber hinaus nicht 

definiert. 
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Frage 7: 

Für die Leistungsbezüge aus der Arbeitslosenversicherung (Leistungsbezieher in ALG –

Gesamt, NH – Gesamt und Weiterbildungsgeld; 2a+2b+2e) wird Dauer des Leistungsbezugs 

zu den Monatsenden Jänner bis Juli 2018 ermittelt. Als Dimension für die Dauerberechnung 

wurde die Dauer des bisherigen Leistungsbezugs verwendet. Die höchste Dauerkomponente 

wird aus technischen Gründen zusammengefasst und unter der Dimension „5 und mehr 

Jahre“ ausgewiesen. 

Dabei ist zu beachten, dass bei den Bezieherinnen und Beziehern von Notstandshilfe die 

durchschnittliche Dauer des Bezuges immer inklusive des unmittelbar davorliegenden 

Arbeitslosengeldbezuges berechnet wurde. 
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Frage 8: 

Die nachstehende Tabelle zeigt die Anzahl jener Personen, die am jeweiligen Stichtag eine 

Leistung aus der Arbeitslosenversicherung bezogen haben und geringfügig beschäftigt 

waren. (Hinsichtlich endgültiger Feststellung der Geringfügigkeit wird auf die Ausführungen 

in Frage 1 verwiesen.) 

 

 

 

 

 

 

 

 

Frage 9: 

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz (AlVG) legt fest, dass ein Anspruch auf 

Arbeitslosengeld dann gegeben ist, wenn die Person der Arbeitsvermittlung zur Verfügung 

steht, die Anwartschaft erfüllt und die Bezugsdauer noch nicht erschöpft ist (§ 7 AlVG). Der 

Arbeitsvermittlung steht grundsätzlich zur Verfügung, wer eine Beschäftigung aufnehmen 

kann und darf (§ 7 Abs. 3) und arbeitsfähig (§ 8), arbeitswillig (§ 9) und arbeitslos (§ 12 AlVG) 

ist. 

Die Arbeitsvermittlung in eine zumutbare Beschäftigung und die Arbeitserprobungen des 

AMS sind zentrale Instrumente, um Arbeitsaufnahmen zu unterstützen und die 

Arbeitswilligkeit zu prüfen. Wird eines der oben aufgezählten Kriterien nicht erfüllt, kann das 

Arbeitslosengeld nicht gewährt bzw. muss der Leistungsbezug unterbrochen werden (§ 10 

AlVG). Dies gilt auch für den Fall, dass ohne wichtigen Grund die Teilnahme an einer vom 

AMS verordneten Schulung oder Maßnahme zur Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt 

verweigert oder der Erfolg einer solchen Schulung oder Maßnahme vereitelt wird oder eine 

leistungsbeziehende Person auf Aufforderung durch die regionale Geschäftsstelle nicht bereit 
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oder in der Lage ist, ausreichende Anstrengungen zur Erlangung einer Beschäftigung 

nachzuweisen. Auch das Versäumen einer vorgeschriebenen Kontrollmeldung führt zu einer 

Bezugseinstellung von Arbeitslosengeld oder der Notstandshilfe (§ 49 AlVG). 

Für den Fall einer niedrig entlohnten unselbständigen Beschäftigung kann auch eine zeitlich 

befristete Kombilohnbeihilfe des AMS den Anreiz zur Arbeitsaufnahme erhöhen. 

Das Arbeitsmarktservice verfügt somit über eine Vielzahl von Instrumenten insbesondere die 

Arbeitswilligkeit zu überprüfen und ist gesetzlich verpflichtet, diese anzuwenden. Die in den 

AMS-Geschäftsberichten ausgewiesene Statistik über die Bezugssperren dokumentiert den 

breiten Einsatz dieser Instrumente ebenso wie die große Zahl von Arbeitsaufnahmen aus 

dem AMS-Vormerkregister. 

Beim Bezug einer Alterspension (d.h. bei Frauen ab dem 60. Lebensjahr und Männern ab dem 

65. Lebensjahr) gibt es keine Zuverdienstgrenze. Eine Pflichtversicherung begründende 

Erwerbstätigkeit wird durch einen besonderen Höherversicherungsbetrag honoriert. 

Frage 10: 

Betreffend die Arbeitslosenversicherung ist darauf hinzuweisen, dass ein automatischer 

Datenabgleich zwischen dem Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 

und dem Arbeitsmarktservice bereits in den Fällen besteht, in denen ein unselbständiges 

Erwerbseinkommen über der ASVG-Geringfügigkeitsgrenze von den Sozialversicherungs-

trägern registriert wird. 

Ein automatischer monatlicher Datenabgleich hinsichtlich jeglicher Erwerbstätigkeit 

zwischen AMS und dem Hauptverband der Sozialversicherungsträger, auch unter der 

Geringfügigkeitsgrenze, ist einerseits nicht erforderlich, weil die individuelle Prüfung der 

allfälligen versicherungsrelevanten Konsequenzen primär im Bereich der 

Sozialversicherungsträger liegt und sich für das AMS im Regelfall erst ab Überschreiten der 

Geringfügigkeitsgrenze ein Handlungsbedarf in Bezug auf die Prüfung der 

Anspruchsvoraussetzungen nach AlVG ergibt. In einem derartigen Fall wird das AMS, wie 

bereits erwähnt, bereits informiert. 

Andererseits wird im Datensatz des AMS automatisch gekennzeichnet, wenn an jeweils 

einem Stichtag in zwei aufeinanderfolgenden Monaten eine geringfügige Beschäftigung der 

betreffenden Person im Hauptverband aufscheint. Grundsätzlich beeinflusst das Vorliegen 

einer geringfügigen Beschäftigung die Bemühungen des AMS hinsichtlich der Vermittlung 

von vollversicherten Beschäftigungsverhältnissen nicht. Die hier erwähnte Information wird 
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jedoch dafür verwendet, mit Dienstgebern allenfalls die Umwandlung einer geringfügigen 

Beschäftigung von arbeitslos vorgemerkten Kundinnen und Kunden des AMS in eine 

vollversicherte zu erörtern. 

Ein darüber hinaus gehender automatischer monatlicher Datenabgleich hinsichtlich jeglicher 

Erwerbstätigkeit ist nicht zweckmäßig, weil auf diese Information eine jeweils individuelle 

Prüfung der allfälligen versicherungs- oder vermittlungsrelevanten Konsequenzen erfolgen 

müsste. Diese Prüfungen würden einen erheblichen Personaleinsatz nach sich ziehen, wobei 

der Nutzen daraus den Aufwand keinesfalls rechtfertigen würde. 

Frage 11: 

Diese Frage kann nicht beantwortet werden, da die technische Realisierbarkeit und der damit 

verbundene Aufwand noch nicht untersucht wurde. 

Im Bereich der Sozialversicherung wird ein großer Teil der Daten zentral beim Hauptverband 

der österreichischen Sozialversicherungsträger erfasst, gespeichert und verarbeitet. Durch 

die bevorstehende Sozialversicherungsorganisationsreform, die Reduktion der 

Sozialversicherungsträger von derzeit 21 auf 5 Träger und die Umgestaltung des 

Hauptverbandes zu einem Dachverband werden Einsparungen und Effizienzgewinne 

erwartet. 

Fragen 12 und 13: 

Die Vorhaben des Regierungsübereinkommens 2017 sollen generell bis zum Ende der 

Legislaturperiode umgesetzt werden. Flexiblere Zuverdienstgrenzen in der 

Arbeitslosenversicherung sind darin nicht vorgesehen. 

 

Mit besten Grüßen 

 

Mag.a Beate Hartinger-Klein 

10 von 11 2011/AB XXVI. GP - Anfragebeantwortung

www.parlament.gv.at



11 von 112011/AB XXVI. GP - Anfragebeantwortung

www.parlament.gv.at




		2018-12-13T09:06:01+0100
	Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at


		2018-12-13T09:09:13+0100
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




